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fahren, wie sie bei diesen Auswertungen
zur Anwendung kommen, regelt das
Bundesgesetz die Möglichkeit, unter Be-
achtung datenschutzrechtlicher und ge-
setzlich abgesicherter Festlegungen,
analytische Studien wie Fall-Kontroll-
und Kohorten-Studien durchzuführen.
Die validen Daten des GKR fanden Ein-
gang in die Standardwerte der IARC (In-
ternational Agency for Research on Can-
cer) „Cancer Incidence in five Conti-
nents” Vol. VII sowie „International In-
cidence of Childhood Cancer” Vol. II.
Unter Federführung des dänischen
Krebsregisters beteiligte sich das GKR
an einer europäischen Studie im Rahmen

des Programms „Europa gegen Krebs”
zu Kinderkrebserkrankungen, die sich
mit der Inzidenz, Überlebensrate und
dem Risiko für Zweittumoren beschäf-
tigt. 1994 wurde mit dem „Atlas der
Krebsinzidenz in der DDR 1961 - 1989”
die bislang umfassendste Zusammen-
stellung des GKR über das Krebserkran-
kungsgeschehen in der DDR veröffent-
licht. Auf Grund des Umfangs und der
Vollständigkeit der hier verarbeiteten
Daten war es beispielsweise möglich,
repräsentative Aussagen zum Erkran-
kungsgeschehen bei selteneren Tumorer-
krankungen zu machen. Zudem erlaubte
die Analyse geografischer Häufigkeits-

unterschiede Hypothesen über mögliche
Risikofaktoren und Hinweise auf regio-
nale Cluster.
In diesem Zusammenhang soll nur an
die Frage Radon und Krebshäufigkeit er-
innert werden. Der Aufbau eines bevöl-
kerungsbezogenen Krebsregisters sollte
von Medizinern und Epidemiologen als
Chance für eine verbesserte Krebsbe-
kämpfung genutzt werden.

gez. Zenner
Sächsisches Staatsministerium für Soziales,

Gesundheit, Jugend und Familie

ERNEUT: Angabe des Patientenna-
mens in dem zu steuerlichen Zwecken
geführten Fahrtenbuch durch Ärzte -
Schreiben des Bundesministeriums der
Finanzen

Wir hatten im „Ärzteblatt Sachsen”,
Heft 2/1998, Seite 42, sowie im „Ärzte-
blatt Sachsen”, Heft 6/1999, Seite 242,
berichtet, dass das Bundesfinanzmini-
sterium die Auffassung vertritt, dass im
Fahrtenbuch des Arztes die Namen der
Patienten genau zu bezeichnen seien.

Offensichtlich haben die Bemühungen
des Bundesbeauftragten für den Daten-
schutz und auch die Bemühungen des
Sächsischen Datenschutzbeauftragten
dazu geführt, dass nunmehr das Bun-
desfinanzministerium mit Schreiben
vom 23. Juli 1999, welches uns unab-
hängig voneinander durch den Sächsi-

schen Datenschutzbeauftragten sowie
durch die Bundesärztekammer im
Herbst diese Jahres zugänglich gemacht
worden ist, folgendes zusammenfassend
dargestellt:

Das Fahrtenbuch ist dem Finanzamt von
dem Steuerpflichtigen nicht unaufgefor-
dert vorzulegen, sondern auf Verlangen
des Finanzamtes. Dabei hat das Finanz-
amt bei dem Verlangen zu prüfen, ob die
Aufforderung zur Vorlage des Fahrten-
buches verhältnismäßig, insbesondere
erforderlich und zumutbar ist. Dies be-
deutet, dass das Verlangen nur dann er-
messensfehlerfrei ist, wenn tatsächlich
Anhaltspunkte vorliegen, die Zweifel an
der Richtigkeit oder der Vollständigkeit
der Eintragung begründen und die Zwei-
fel anders nicht auszuräumen sind. Da-
raus ergibt sich für die Berufsgeheim-
nisträger, also insbesondere für Ärzte,

dass zunächst zu Reisezweck, Reiseziel,
Reiseroute und aufgesuchtem Geschäfts-
partner neben der Angabe des Datums,
des Kilometerstandes und des Zielortes
grundsätzlich die Angabe „Patientenbe-
such” als Reisezweck ausreichend ist,
wenn Name und Adresse des aufgesuch-
ten Patienten vom Arzt in einem vom
Fahrtenbuch getrennt zu führenden Ver-
zeichnis festgehalten worden ist.
Gegen eine solche Verfahrensweise
bestehen keine Bedenken, wenn sicher-
gestellt ist, dass die Zusammenführung
von Fahrtenbuch und Patientenver-
zeichnis leicht und einwandfrei möglich
ist und keinen erheblichen Aufwand ver-
ursacht.
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